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ter der Ge-
schäftsstelle

I m N a m e n d e s V o l k e 5
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in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

ooonuoouooonoononc oooooo ooooooooooeoooooooooooo

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 12„ Senat des Bundessozialgeriohts hat am 20

Februar 1972 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident ' Dr° H a u g

,
—Vorsitzender—‚

Bundesrichterin G e y s e r,
_

Bundesrichter Dr(: F r l e d e r i c h s,

Bundessozialrichter H a u s e n und

Bundessozialrichter S c h ö n f e l d

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten
gegen das Urteil des Lanm

dessozialgerichts Niedersachsen vom 17° März 1971

wird zurückgewieseno

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—-——-———_——o—_

Umstritten ist, ob bei der Berechnung der Rente der Kläge-
rin wegen Gewährung von Sachbezügen die höheren Brutto“

jahresarbeitsentgelte der Tabellen zu Art° 2 @ 55 Abs, 2

des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(ArVNG) idF des Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes

(RVÄndG) zugrundezulegen sind, obwohl die Beschäftigungs—
zeiten nach Kürzung auf 5/6 (@ 19 Abs° 2 des Fremdrenten»

gesetzes’—FRG—) nicht mindestens 5 Jahre erreichen (@ 22,

Abs, 1 Satz 5 FRGidF des RvÄndcj„

Die 1907 geborene
Klägerin

arbeitete zuerst in der Land»

wirtschaft ihrer Eltern in Wolhynien und nach der Umsied—

lung 1940 auf dem von den Eltern im Werthegau treuhände—

risch verwalteten Hof° Von März 1945 bis zur Vertreibung

im August 1950
war sie als Haushälterin und Landarbeite—

rin bei einem polnischen Bauern tätig,
}

Die Beklagte hatte zunächst die Gewährung von
Altérsruhe—

geld abgelehnt, weil die Wartezeit von 180 Kalendermonaten

nicht erfüllt.sei (Bescheid vom 310 Januar 1967)° Nach An—
erkennung weiterer Versicherungszeiten im Berufungsverfah—

ren gewährte sie mit Be3cheid vom 1° Juni 1970 Altersruhea

geld wegen Vollendung des 600 Lebensjahres vom 1, April

1967 an (monatlich 51,70 DM seit 10 Januar 1970)„ Sie

wandte Art° 2 @ 55 Abs° 2 ArVNG idF des RVÄndG nicht an,
weil nicht glaubhaft gemacht sei, daß während mindestens

5 Jahren für eine versicherungspflichtige Beschäftigung

neben Barbezügen in wesentlichem Umfang Sachbezüge gem

währt worden seien, Sie berücksichtigte für die Jahre

1945 bis 1950 56 MonateBeschäftigungszéit°
‚ 4 ' _ \

Das Sozialgericht (SG) Osnabrück hat die damals noch

gegen
den Rentenablehnungsbescheid gerichtete Klage abge—
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wiesen (Urteil vom 22„ November 1968)° Das Landessozialgericht.

(LSG) Niedersachsen hat die Beklagte verurteilt, "die im Zeit—
raum vom 10 März 1945 bis 510 August 1950 anerkannten.Beitragsé

oder Beschäftigungszeiten gemäß Art° 2 @ 55 Abs() 2 ArVNG mit

den Bruttoarbeitsentgelten der Anlagen 1 und 2 zu Art„ 2 © 55

ArVNG anzurechnen und der Klägerin ab 10 April 1967 ein ent—

sprechend höheres Altersruhegeld zu gewähren"° Im übrigen

— hinsichtlich der Stroitpunkte, die ivaevisionsverfahren

nicht mehr Gegenstand der Entscheidung sind —, hat es die

‘ Klage abgewiesen° Die Revision wurde zugelassen (Urteil vom

17° März 1971)°

Das LSG war der Auffassung, nach dem Wortlaut des Art„ 2

@ 55 Abs° 2ArVNG bezögen sich die geforderte Glaubhaft—

machung und der geforderte Fünfjahreszeitraum nicht nur

auf
den

Sachbezug, sondern auch auf die Dauer der dem Sach—

bezug zugrundeliegenden versicherungspfliohtigen Beschäfti—

gung° Es gelange nicht zum Ausdruck, daß bei der Berechnung

des Fünfjahreszeitraumes wegen des Tatbestandsmerkmals "ver—

sicherungspflichtige Beschäftigung" eine Bindung an die
Feststellung der Anrechenbarkeit nach den allgemeinen Vor—

schriften, namentlich auch nach @ 19 Abs° 2 FRG, @ 3 Absol

der Versicherungsunterlagenverordnung (VuVO), bestehe°

Die Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt, das Ur—

teil deS'LSG insoweit aufzuheben, als sie zu einer Anrech—

nung von Beitrags— und Beschäftigungszeiten vom 1° März

1945 bis 310 August 1950 nach Art() 2 @ 55 Abs° 2 ArVNG

verpflichtet wurde, und die Klage auch insoweit abzuweiseno‚

Die Klägerin ist nicht vertreten°

Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung durch Urteil»

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (@ 124 Abs° 2

des SOzialgerichtsgesetzes -SGG«)„

..11...
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II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet° Der

Senat hält die Auslegung des Art° 2 @ 55 Abs„ 2 ArVNG
durch das LSG für nicht rechtswidrig„ Die dagegen vor—

gebrachten Gründe überzeugen nicht„

Art° 2 © 55 Abs° 2 ArVNG iVm 5 22 Abs„ 1 Satz 5 FRG

idF des RVÄndG ist anzuwenden, wenn der Versicherte

Sachbezüge während mindestens 5 Jahren für eine ver—

sicherung5pflichtige Beschäftigung erhalten hat„

Die Revision wendetsinngemäßein, bei den "5 Jahren"
sei nur die rechtserhebliche Dauer der nach den allgem

meinen Vorschriften der BVG, VuVO und des EEG festge-°
stellten Beitrags— und Beschäftigungszeiten zu berück—

sichtigen, die auch bei der Rentenberechnung {55 1250‚

1255, 1258 EVO) zugrundegelegt seie @ 16 BBG stelle Be»
schäftigungen in den Vertreibungsgebieten einer verm

sicherungspflichtigen Beschäftigung in der BRD gleich;

deren Dauer bestimme sich nach @ 19 Abs„ 2 FRG, wonach

nicht nachgewiesene Zeiten zu 5/6 angerechnet werden„

"Anreéhnen" bedeute, daß bei Anwendung aller Vorschrif«

ten, bei denen es auf die Dauer einer gleichgestellten

Beschäftigungszeit ankomme, glaubhaft gemachte Beitrags“

oder Beschäftigungszeiten nur in Höhe von 5/6 zu berücka

sichtigen seien„ Nach Art° 2 5 55 Abs„ 2 ArVNG müßten die

Sachbezüge während der Dauer von 5 Jahren "für" eine

versicherungspflichtige Beschäftigung bezogen worden

sein, d„h° sie müßten während 5 Jahren Entgelt für eine

versicherungspflichtige Beschäftigung SGWQSGHsein„ Da

als Dauer der Beschäftigungszeiten nach dem FRG
nur

5/6 der glaubhaft gemachten Zeit zu berücksichtigen

seien, könne auf die 5 Jahre des Entgeltbezugs nicht

jede Beschäftigungszeit, sondern nur die berücksichtigte

Beschäftigungszeit, d„h„ die auf 5/6 gekürzte Zeit, an»

gerechnet werden„ Es sei nicht ersichtlich, daß bei der

nach dem EEG anzurechnenden Dauer von 5/6 unterschieden
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werde, für welche Rechtsfolgen die Dauer der Beschäftigung

Voraussetzung sei, Die Glaubhaftmachung nach Art, 2 © 55
‚Abs„ 2 ArVNG beziehe sich nur auf den Erhalt von Sachbe—

zügen als Entgelt während mindestens 5 Jahren° Sie er—
mögliche nicht, eine Beschäftigungszeit von einer länge—

ren Dauer als nach den allgemeinen Vorschriften berück-

sichtigt werden könne, als glaubhaft gemacht anzunehmen„

Die Glaubhaftmachungsei in Art, 2 @55 Abs°2 ArVNGan—
stelle des vorher geforderten Nachweises zugelassen wor-

den, weil gerade der Nachweis des Sachbezuges, nicht des

Beschäftigungsverhältnisses, für das ohnehin schon Glaub—

haftmachung (FRG, VuVO) genügte, in vielen Fällen

schwierig war (BABl 1965, 594)° Die Gleichbehandlung
der Versicherten, die Versicherungszeiten nachweisen

müssen, mit den Versicherten, für die dafür die erleich-

ternde Glaubhaftmachung gilt, werde dadurch herbeige—

führt, daß bei der letzten Gruppe die zu berücksichtigende

Dauer der Beschäftigungszeiten auf 5/6 gekürzt werde, Die—

ser Gedanke der Gleichbehandlung gelte auch bei Art, 2

$ 55 Abs° 2 ArVNG„

Der Senat hält diese Auffassung nicht für zutreffend,

Wie das LSG mit Recht angenommen hat, bezieht sich die in

Art° 2 5 55 Abs, 2 ArVNG geforderte Glaubhaftmachung nicht

nur auf den Bezug von Sachleistungen neben Barbezügeh,

sondern auch auf die mindestens 5—jährige Dauer solcher

Bezüge für eine ihnen zugrunde liegende versicherungs—

pflichtige Beschäftigung° Nach den von der Revision nicht

angegriffenen tatsächlichen Feststellungen hat die Kläge—

rin glaubhaft gemacht, daß sie in der Zeit von März 1945

bis zu ihrer Vertreibung im August 1950 — also mehr als

5 Jahre lang — in abhängiger Beschäftigung gestanden und

während dieser Zeit in wesentlichem Umfange Sachbezüge

erhalten hat° Ihre Beschäftigung steht nach den @@15,
16 FRG einer rentenversicherungspflichtigen Beschäfti—

gung im Geltungsbereich des EEG gleich° Damit sind für

—6-
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die Klägerin die Voraussetzungen nach Art° 2 @ 55 Abs, 2“

ArVNG iVm @ 22 Abs, 1 Satz 5 FRG erfüllt° Die Meinung der

Revision, an der Voraussetzung der glaubhaft gemachten

5-jährigen Dauer der Sachbezüge für eine versicheruhgs—

pflichtige Beschäftigung fehle es deshalb, weil nach @ 19

Abs„ 2 FRG bei nicht nachgewiesenen — don, glaubhaft ge—

machten - Zeiten nur 5/6 als Beitrags— oder Beschäfti—
gungszeit angerechnet werden und sich die für die Klage"

rin in Betracht kommende Zeit danach auf weniger als 5

Jahre ermäßige, trifft nicht zu, Gegen eine solche Aus=

legung Spricht schon der Wortlaut des Art0 2 $ 55 Abs, 2

ArVNG° Er stellt nicht auf eine mindestens 5 Jahre dauernde‘

versicherungspflichtige Beschäftigung ab, sondern auf

einen mindestens 5 Jahre dauernden Sachbezug für eine

rentenversicherungspflichtige Beschäftigung, Darin liegt

schon ein wichtiger Hinweis für die Auslegung der Vor«

schrift; sie kann entgegen der Auffassung der Revision

nicht zum Ergebnis haben, daß Berechtigte nach dem FRG

— das Gleiche gilt für Berechtigte nach der Versiche»

rungsunterlagen—Verordnung vom 5, März 1960 —, um in den

Genuß der Vergünstigungen des Art° 2 @ 55 Abs„ 2 ArVNG

zu gelangen, statt der hier vorgesehenen Mindestzeit

von 5 Jahren eine solche von 6 Jahren glaubhaft machen

müssen, Es ist nicht zu erkennen, inwiefern die gesetz»

liche Voraussetzung des mindestens fünfjährigen Sachbe»

.zuges dadurch beeinträchtigt wird, daß die versicherung5n

pflichtige Beschäftigung nur zu 5/6 angerechnet wirdo

Das auch nach @ 19 Abs° 2 FRG glaubhaft zu machende weie

‚tere Sechstel der versicherungspflichtigen Beschäftigung

verliert diese Eigenschaft nicht deshalb, weil es aus bem

sonderen Gründen nicht angerechnet wird° Der hier maß—

gebliche Wortlaut des Art, 2 5 55 Abs, 2 ArVNG findet

sich in ähnlicher Fassung — jedoch mit einer Dauer von

' mindestens 10 Jahren „ auch in Abs, 1 dieser Vorschrift°

Würde man auch hier die Rechtsauffassung der Beklagten

zugrunde legen und die Regelung des © 19 Abs, 2 FRG in

..."/—
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die Voraussetzungen des 5 55 Abs„ 1 übernehmen (vgl° Art° 6
5 6 Abs° 2 Satz 2 des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neu—

regelungsgesetzes —FANG—), so würde dies zu unterschied°

lichen Ergebnissen führen, je nachdem, ob die mindestens

lo—jährige Beschäftigung ununterbrochen bei demselben Arbeit-

geber stattgefunden hat oder mit Unterbrechungen oder bei

mehreren Arbeitgebern° Für eine solche Unterscheidung be«

steht aber bei der Auslegung des Art° 2 € 55 Abs, 1 ArVNG

kein Bedürfnis° '

Gegen die Auslegung der Beklagten spricht aber vor allem

die unterschiedliche Zweckbestimmung der beiden Vorschrif-

ten° Während @ 19 Abs, 2_FRG der Erfahrung Rechnung trägt,

daß es eine 100 %-ige Beitragsdichte in aller Regel nicht

gegeben hat, weshalb im Interesse der Gleichstellung des

berechtigten Personenkreises mit der einheimischen Bevöl—

kerung die nur glaubhaft gemachten Zeiten um 1/6 gekürzt

werden (vgl° Eicher im BAB1 1965, 610), trägt Art, 2 @ 55

ArVNG der Erfahrung Rechnung, daß Sachbezüge neben Barbe—

zügen früher vielfach unter ihrem tatsächlichen Wert ange—

rechnet wurden, Daß das Gesetz diesem Umstand nicht in

allen Fällen durch Erhöhung der Renten Rechnung trägt,

sondern eine bestimmte Mindestdauer der Bezugszeit ver-

langt, geschieht nur deshalb, weil aus verwaltungsmäßigen

Gründen kürzere Zeiträume mit Sachbezügen außer Betracht

bleiben sollen (vgl„ Gellhorn im BABl 1965, 596)„ Daraus
erhellt aber, daß die in @ 19 Abs° 2 FRG vorgesehene

Kürzung — weil anderen Zwecken dienend - nicht in den in

Art° 2 5 55 Abs° 2 ArVNG Vorausgeset2ten Tatbestand über—

nommen werden kann, Vielmehr werden, wenn die nur glaub—

haft gemachte fünfjährige Sachbezugszeit wegen der in

€ 19 Abs° 2 FRG angeordneten Kürzung — wie hier — mit we?

niger als 5 Jahren angerechnet wird, bei der Rentenfest—

setzung der angerechneten Zeit die höheren Werte der

Tabellen-Anlage l und 2 zugrunde gelegt, von welcher Auf—
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fassung auch die Literatur und die Praxis der Versicherungs

träger bisher überwiegend ausgegangen sind (Kommentar zur

RVG, 4„ und 5„ Buch, herausgegeben vom Verband Deutscher

Rentenversicherungsträger, 6° Aufl„, Anm„ 36 zu © 1255 '

EVO, 11° Ergänzung vom 510 3„.197o; Brackmann, Handbuch

der Sozialversicherung, 8° 702 d II des 29° Nachtrages)°
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